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Diese zwingenden Bestimmungen um­
fassen das Gebot der Beseitigung 
sämtlicher Diskriminierungen des Lei­
stungserbringers aufgrund seiner 
Staatsangehörigkeit oder des Um­
Stands, daß er in einem anderen Mit­
gliedstaat als demjenigen ansässig ist, 
in dem die Dienstleistung erbracht 
werden soll. 

3. Der freie Dienstleistungsverkehr als 
fundamentaler Grundsatz des Ver­
trags darf nur durch Regelungen be­
schränkt werden, die durch das AUge-
meininteresse gerechtfertigt sind und 
die für alle im Hoheitsgebiet des 
Staats, in dem die Dienstleistung er­
bracht werden soll, tätigen Personen 
oder Unternehmen verbindlich sind, 
und zwar nur insoweit, als dem Allge­
meininteresse nicht bereits durch die 
Rechtsvorschriften Rechnung getra­
gen ist, denen der Leistungserbringer 
in dem Staat unterliegt, in dem er an­
sässig ist. 

4. Artikel 59 EWG-Vertrag verbietet es 
einem Mitgliedstaat, der Arbeitneh­
merüberlassungsunternehmen einer 
Genehmigungspflicht unterwirft, 
nicht, einen in einem anderen Mit­
gliedstaat ansässigen Erbringer von 
Dienstleistungen, der diese Tätigkeit 
in seinem Hoheitsgebiet ausübt, zur 
Erfüllung dieser Voraussetzung zu 
verpflichten, selbst wenn der Lei­
stungserbringer über eine vom Staat 
der Niederlassung erteilte Genehmi­
gung verfügt; dies gilt jedoch nur, 
wenn der Mitgliedstaat, in dem die 
Leistung erbracht werden soll, bei der 
Prüfung der Anträge auf Genehmi­
gung und bei der Genehmigungsertei­
lung in keiner Weise nach der Staats­
angehörigkeit oder dem Niederlas­
sungsort des Leistungserbringers un­
terscheidet und wenn er außerdem die 
Nachweise und Sicherheiten berück­
sichtigt, die der Leistungserbringer 
bereits für die Ausübung seiner Tätig­
keit im Mitgliedstaat der Niederlas­
sung beigebracht hat. 

In der Rechtssache 279/80 

betreffend das dem Gerichtshof gemäß Artikel 177 EWG-Vertrag vom Hoge 
Raad der Nederlanden in dem vor diesem Gericht anhängigen Strafverfahren 
gegen 

ALFRED JOHN WEBB 

. vorgelegte Ersuchen um Vorabentscheidung über die Auslegung der Artikel 
60 und 59 EWG-Vertrag 

erläßt 
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DER GERICHTSHOF 

unter Mitwirkung des Präsidenten J. Mertens de Wilmars, der Kammerpräsi­
denten G. Bosco, A. Touffait und O. Due, der Richter P. Pescatore, 
Mackenzie Stuart, A. O'Keeffe, T. Koopmans, U. Everling, A. Chloros und 
F. Grévisse, 

Generalanwalt: Sir Gordon Slynn 
Kanzler: A. Van Houtte 

folgendes 

URTEIL 

Tatbestand 

Der Sachverhalt und der Verfahrens­
ablauf sowie die nach Artikel 20 des Pro­
tokolls über die Satzung des Gerichtsho­
fes der EWG abgegebenen Erklärungen 
lassen sich wie folgt zusammenfassen: 

I — Sachverhalt und schriftliches 
Verfahren 

1. Nach niederländischem Recht unter­
liegt die Überlassung von Arbeitnehmern 
einem Genehmigungssystem. 

Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe b der „Wet 
op het ter beschikking stellen van ar­
beidskrachten" (Arbeitnehmerüberlas­
sungsgesetz) vom 31. Juli 1965 in der 
Fassung des Gesetzes vom 30. Juni 1967 
definiert die Überlassung von Arbeitneh­
mern wie folgt: 

„die entgeltliche Überlassung von Ar­
beitnehmern an einen anderen, damit sie 
in dessen Unternehmen, ohne daß dies 
aufgrund eines mit ihm geschlossenen 

Arbeitsvertrags geschieht, dort übliche 
Arbeiten verrichten". 

Die Möglichkeit zur Einführung eines 
Genehmigungssystems ist in Artikel 2 
Absatz 1 Buchstabe a des Gesetzes ent­
halten: 

„Durch Verordnung kann, wenn dies 
nach Unserer Auffassung im Interesse 
gedeihlicher Verhältnisse auf dem Ar­
beitsmarkt oder im Interesse der betrof­
fenen Arbeitnehmer erforderlich ist, all­
gemein oder für Fälle, die zu den in der 
Verordnung festgelegten Kategorien ge­
hören, 

a) untersagt werden, einem anderen 
ohne Genehmigung Unseres Ministers 
Arbeitnehmer zu überlassen." 

Artikel 6 Absatz 1 des Gesetzes be­
stimmt: 

„Die Genehmigung wird nur dann ver­
sagt, wenn die begründete Befürchtung 
besteht, daß die Überlassung von Arbeit-
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nehmern durch den Antragsteller gedeih­
liche Verhältnisse auf dem Arbeitsmarkt 
beeinträchtigen würde oder daß dabei 
die Interessen der betroffenen Arbeitneh­
mer unzulänglich gewahrt würden." 

Durch den aufgrund von Artikel 2 Ab­
satz 1 Buchstabe a des genannten Geset­
zes erlassenen Koninklijk Besluit vom 10. 
September 1970 wurde tatsächlich ein 
Genehmigungssystem eingeführt. Artikel 
1 dieses Besluit sieht folgendes vor: 

„Es ist verboten, einem anderen ohne 
Genehmigung Unseres Sozial- und Ge­
sundheitsministers Arbeitnehmer zu über­
lassen." 

2. Im Ausgangsverfahren — einem 
Strafverfahren gegen Alfred John Webb 
— wurde der Angeklagte durch Urteil 
des Economische Politierechter bei der 
Arrondissementsrechtbank Amsterdam 
vom 27. April 1978 zu drei Geldbußen 
von jeweils 6 000 Gulden, hilfsweise 60 
Tagen Haft, verurteilt, von denen jeweils 
3 000 Gulden, hilfsweise 30 Tage Haft, 
zu einer zweijährigen Bewährung ausge­
setzt wurden. Dieses Urteil wurde von 
der Economische Kamer des Gerechtshof 
Amsterdam mit Urteil vom 14. Februar 
1980 bestätigt. Der Gerechtshof hat den 
festgestellten Sachverhalt rechtlich wie 
folgt gewürdigt: „Verstoß gegen eine 
aufgrund ' von Artikel 2 Absatz 1 der 
,Wet op het ter beschikking stellen van 
arbeidskrachten' erlassene Bestimmung, 
begangen durch eine juristische Person, 
indem sie den Auftrag zur Begehung die­
ser Tat erteilt hat, begangen in drei Fäl­
len." 

Aus den Akten ergibt sich, daß der im 
Vereinigten Königreich wohnhafte An­
geklagte Direktor des International En­
gineering Services Bureau ist, einer Ge­
sellschaft englischen Rechts mit Sitz im 
Vereinigten Königreich (im folgenden: 
IESB (UK)). 

Diese Gesellschaft ist insbesondere mit 
der Vermittlung von technischem Perso­
nal in die Niederlande befaßt. Dieses 
Personal wird von IESB (UK) angestellt 
und gegen Entgelt Unternehmen in den 
Niederlanden für eine bestimmte Zeit 
überlassen, ohne daß mit diesen Unter­
nehmen ein Arbeitsvertrag geschlossen 
wird. Das Personal steht somit weiterhin 
ausschließlich im Dienst der IESB (UK). 
Diese Gesellschaft besitzt eine Genehmi­
gung nach britischem Recht, doch übt sie 
ihre Tätigkeit aus, ohne im Besitz einer 
niederländischen Genehmigung zu sein. 

Im vorliegenden Fall hat es das Tatsa­
chengericht für erwiesen erachtet, daß 
IESB (UK) in der Zeit vom 20. Februar 
1978 bis 24. Februar 1978 in den Nieder­
landen in drei Fällen ohne Genehmigung 
des Sozialministers entgeltlich Arbeits­
kräfte anderen Unternehmen überlassen 
hat, damit sie in diesen Unternehmen, 
ohne daß dies aufgrund eines mit diesen 
Unternehmen geschlossenen Arbeitsver­
trags geschah, dort übliche Arbeiten ver­
richteten. 

Im Kassationsverfahren machte der An­
geklagte unter anderem geltend, der Ge­
rechtshof Amsterdam habe gegen die Ar­
tikel 59 bis 62 EWG-Vertrag verstoßen. 
Wenn nämlich die Tätigkeit der Überlas­
sung von Arbeitnehmern in einem Staat 
von der Erteilung einer Genehmigung 
abhängig gemacht werde, dann könne 
dieser Staat einen Erbringer von 
Dienstleistungen, der in einem anderen 
Mitgliedstaat ansässig sei, nicht verpflich­
ten, diese Voraussetzung zu erfüllen, 
wenn der Dienstleistungserbringer in 
dem : Mitgliedstaat, in dem er ansässig 
sei, eine Genehmigung besitze, die unter 
Voraussetzungen erteilt worden sei, die 
mit denjenigen vergleichbar seien, die 
der Staat aufgestellt habe, in dem die 
Dienstleistung erbracht werde, und wenn 
seine Tätigkeit hinsichtlich jeder einzel­
nen Vermittlung in dem erstgenannten 
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Staat angemessen überwacht werde. Der 
Gerechtshof habe verkannt, daß dann, 
wenn Genehmigungen, wie sie in den 
Niederlanden aufgrund der „Wet op het 
ter beschikking stellen van arbeidskrach­
ten" erteilt würden, in einem anderen 
Mitgliedstaat aus Gründen erteilt wür­
den, die im Interesse gedeihlicher Ver­
hältnisse auf dem Arbeitsmarkt und einer 
in sozialer Hinsicht vollwertigen Stellung 
der betroffenen Arbeitnehmer lägen, von 
einer Vergleichbarkeit im genannten 
Sinne gesprochen werden könne. 

Da der Hoge Raad zu der Überzeugung 
gelangte, daß die Entscheidung in dem 
Verfahren von Fragen nach der Ausle­
gung von Gemeinschaftsrecht abhänge, 
hat er das Verfahren ausgesetzt und dem 
Gerichtshof gemäß Artikel 177 EWG-
Vertrag die folgenden Fragen vorgelegt: 
„1 . Umfaßt der in Artikel 60 EWG-Ver­

trag enthaltene Begriff Dienstlei­
stungen' die Überlassung von Arbeit­
nehmern im Sinne des genannten Ar­
tikels 1 Absatz 1 Buchstabe b der 
,Wet op het ter beschikking stellen 
van arbeidskrachten'? 

2. Falls Frage 1 bejaht wird: Verbietet 
es Artikel 59 EWG-Vertrag — sei es 
generell, sei es nur unter bestimmten 
Umständen — einem Mitgliedstaat, 
in dem die Erbringung dieser 
Dienstleistungen genehmigungs­
pflichtig ist — eine Voraussetzung, 
die eingeführt wurde, um die Ge­
nehmigung versagen zu können, 
wenn die begründete Befürchtung 
besteht, daß die Überlassung von 
Arbeitnehmern durch den Antrag­
steller gedeihliche Verhältnisse auf 
dem Arbeitsmarkt beeinträchtigen 
würde oder daß dabei die Interessen 
der betroffenen Arbeitnehmer unzu­
länglich gewahrt würden —, einen 
in einem anderen Mitgliedstaat an­
sässigen Erbringer von Dienstleistun­
gen zur Erfüllung dieser Vorausset­
zung zu verpflichten? 

3. Inwieweit ist es für die Antwort auf 
Frage 2- von Bedeutung, ob der aus­
ländische Erbringer von Dienstlei­
stungen in dem Staat, in dem er an­
sässig ist, über eine Genehmigung 
verfügt, dort diese Dienstleistungen 
zu erbringen?" 

3. Das Vorlageurteil ist am 30. Dezem­
ber 1980 bei der Kanzlei des Gerichts­
hofes eingegangen. 

Gemäß Artikel 20 des Protokolls über 
die Satzung des Gerichtshofes der EWG 
haben schriftliche Erklärungen einge­
reicht die niederländische Regierung, 
vertreten durch den Generalsekretär im 
Ministerium für Auswärtige Angelegen­
heiten, Herrn C. H. A. Plug, die Regie­
rung der Bundesrepublik Deutschland, 
vertreten durch die Herren M. Seidel 
und H. H. Boie, die Regierung des Ver­
einigten Königreichs, vertreten durch 
Herrn R. D. Munrow, Treasury Solici­
tor's Department, die französische Re­
gierung, vertreten durch Herrn Th. Le 
Roy, Generalsekretariat des Interministe­
riellen Ausschusses für Fragen der euro­
päischen wirtschaftlichen Zusammenar­
beit, sowie die Kommission der Europä­
ischen Gemeinschaften, vertreten durch 
ihren Rechtsberater R. C. Fischer als Be­
vollmächtigten, Beistand: Frau Ch. Be-
rardis-Kayser vom Juristischen Dienst 
der Kommission. 

Der Gerichtshof hat auf Bericht des Be­
richterstatters nach Anhörung des Gene­
ralanwalts beschlossen, die mündliche 
Verhandlung ohne vorherige Beweisauf­
nahme zu eröffnen. 

II — Schr i f t l iche E r k l ä r u n g e n 

Zur ersten Frage 

1. Nach Auffassung der deutschen Bun­
desregierung, der Regierung des Vereinig­
ten Königreichs sowie der Kommission ist 
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die erste Frage zu bejahen. Der in Arti­
kel 60 EWG-Vertrag enthaltene Begriff 
der Dienstleistung umfasse auch die Tä­
tigkeit der Arbeitnehmerüberlassung, wie 
sie in dem erwähnten niederländischen 
Gesetz umschrieben sei, sofern diese 
grenzüberschreitend erfolge, also von 
einem anderen Mitgliedstaat aus erbracht 
werde. 

Die Bundesregierung fügt hinzu, die Tä­
tigkeit der Arbeitnehmerüberlassung, wie 
sie in dem niederländischen Gesetz um­
schrieben sei, stelle eine selbständige Er­
werbstätigkeit dar, die gemäß Artikel 60 
EWG-Vertrag gegen Entgelt erbracht 
werde. 

Die Kommission trägt vor, bei dem Be­
griff der Dienstleistung im Sinne des 
Vertrages handele es sich um einen Auf­
fangbegriff, der alle nicht anderweitig 
geregelten Leistungen umfasse. Die 
Dienstleistung bestehe in der Überlas­
sung oder dem „Verleihen" von Arbeit­
nehmern, die im Dienste des „Verlei­
hers" stünden und auch verblieben. Die 
Arbeitnehmer schlössen keinen Arbeits­
vertrag mit ihrem „tatsächlichen" Arbeit­
geber, sondern würden diesem lediglich 
aufgrund des zwischen ihnen und dem 
Verleiher bestehenden Rechtsverhältnis­
ses (in der Regel eines Arbeitsvertrags) 
zur Verfügung gestellt. Der „tatsäch­
liche" Arbeitgeber zahle an den Verlei­
her somit auch nicht die Löhne dieser 
Arbeitnehmer, sondern ein Entgelt für 
deren Überlassung. 

2. Die französische Regierung bestreitet 
nicht, daß die Überlassung von Arbeit­
nehmern unter den in Artikel 60 EWG-
Vertrag enthaltenen Begriff der 
Dienstleistung falle; sie weist jedoch 
darauf hin, daß es sich hier um eine be­
sondere Art von Dienstleistung handle, 
die nicht mit anderen gewerblichen 
Dienstleistungen vergleichbar sei. Zum 
einen verschaffe die Überlassung von Ar­

beitnehmern dem entleihenden Unter­
nehmen lediglich die Dienste des Zeitar­
beitnehmers. Zum anderen beeinflusse 
die Tätigkeit des Verleihers zwangsläufig 
sowohl die übliche Regelung für die An­
werbung von Arbeitnehmern — von der 
sie eine Ausnahme darstelle — als auch 
das Verhalten der Arbeitsämter. Deswe­
gen sei diese Tätigkeit nicht nur in allen 
Mitgliedstaaten, sondern auch auf inter­
nationaler Ebene geregelt — oder könne 
aufgrund ihrer Entwicklung geregelt 
werden. Auf Gemeinschaftsebene befasse 
man sich gegenwärtig mit der Zeitarbeit 
und auch mit der grenzüberschreitenden 
Überlassung von Arbeitnehmern. Dazu 
gehörten Überlegungen über die Freizü­
gigkeit der Arbeitnehmer, deren sozialen 
Schutz, die Lage des Arbeitsmarktes und 
die Regelung der Arbeitszeit. 

Die französische Regierung schlägt dem 
Gerichtshof folglich nachstehende Ant­
wort auf die erste Frage vor: 

„Die Überlassung von Arbeitnehmern im 
Sinne von Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe b 
der ,Wet op het ter beschikking stellen 
van arbeidskrachten' fällt zwar unter den 
Begriff ,Dienstleistungen' des Artikels 60 
EWG-Vertrag, es muß für sie jedoch 
eine Sonderregelung gelten, soweit sie 
auch den Bestimmungen über die Sozial­
politik und die Freizügigkeit unterliegen 
kann." 

Zur zweiten und zur dritten Frage 

1. Die niederländische Regierung vertritt 
die Auffassung, der Gerichtshof habe 
zwar mehrmals bestätigt, daß die sich 
aus dem EWG-Vertrag ergebende 
Dienstleistungsfreiheit das Verbot jegli­
cher Diskriminierung aus Gründen der 
Staatsangehörigkeit oder des Niederlas­
sungsortes nach sich ziehe; dennoch sei 
es zulässig, angesichts der Besonderheit 
bestimmter Dienstleistungen im Rahmen 
der Regelung der Dienstleistungen spezi-
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fische Vorschriften zu erlassen. Wenn 
insbesondere eine Tätigkeit in einem 
Mitgliedstaat einem Genehmigungssy­
stem unterliege, könne dieses System 
auch auf Angehörige eines anderen Mit­
gliedstaats angewandt werden, falls dies 
etwa zur Wahrung des Allgemeininteres­
ses objektiv erforderlich sei und soweit 
der Herkunftsmitgliedstaat nicht unter 
vergleichbaren Voraussetzungen Geneh­
migungen erteile und eine angemessene 
Aufsicht ausübe. Dies ergebe sich unter 
anderem aus dem Urteil vom 18. März 
1980 in der Rechtssache 52/79 (De-
bauve, Slg. 1980, 833). 

Anschließend vergleicht die niederländi­
sche Regierung das niederländische Ge­
nehmigungssystem mit dem Genehmi­
gungssystem des Vereinigten König­
reichs. 

In den Niederlanden werde eine Geneh­
migung nicht erteilt, wenn die begrün­
dete Befürchtung bestehe, daß die Über­
lassung von Arbeitnehmern durch den 
Antragsteller gedeihliche Verhältnisse auf 
dem Arbeitsmarkt beeinträchtigen würde 
oder daß die Interessen der betroffenen 
Arbeitnehmer unzulänglich gewahrt wür­
den. Diese Interessen würden durch ein­
heitliche Bestimmungen wie folgt näher 
konkretisiert: 

In erster Linie könne der zur Verfügung 
gestellte Arbeitnehmer vorbehaltlich der 
abweichenden Regelung in einem Tarif­
vertrag höchstens denselben Lohn erhal­
ten, wie er an Arbeitnehmer gezahlt 
werde, die gleiche oder gleichwertige 
Tätigkeiten bei dem entleihenden Unter­
nehmen ausübten. Darüber hinaus be­
stünden strenge Bestimmungen im Hin­
blick auf Unkostenvergütungen und pe­
riodische Leistungen. Grund für diese 
Bestimmungen sei der Umstand, daß 
große Unterschiede in der Entlohnung 
die Arbeitsbeziehungen ernsthaft stören 
könnten, da sie Anlaß zu Auseinander­
setzungen mit den fest angestellten Ar­

beitnehmern der Unternehmen böten. 
Die Unterschiede könnten deswegen un­
ter anderem zu Streikaktionen führen. 

Zweitens sei in den Niederlanden die 
Überlassung von Arbeitnehmern in der 
Bau- und der Metallindustrie gänzlich 
untersagt. Dies seien Industriezweige, die 
durch übermäßige Spannungen auf dem 
Arbeitsmarkt gekennzeichnet seien und 
in denen der störende Einfluß unter­
schiedlicher Entlohnung ganz besonders 
deutlich werde. 

Drittens werde die Überlassung von 
Arbeitnehmern nach niederländischem 
Recht auf einen Zeitraum von höchstens 
drei Monaten begrenzt, es sei denn, der 
Sozialminister erteile seine Zustimmung 
aufgrund der besonderen sozialen Ver­
hältnisse des überlassenen Arbeitnehmers 
oder aufgrund außergewöhnlicher Um­
stände innerhalb des Unternehmens, dem 
der Arbeitnehmer überlassen werde. 
Diese Einschränkungen beruhten auf der 
Absicht, die Überlassung von Arbeitneh­
mern auf Tätigkeiten zu beschränken, 
die zeitlich streng begrenzt seien. 

Eine Lage schließlich, in der die Überlas­
sung von Arbeitnehmern die gewöhnliche 
Arbeit auf der Grundlage von Werkver­
trägen ersetze, werde als Störung der ge­
deihlichen Verhältnisse auf dem Arbeits­
markt angesehen. Dies sei auch dann der 
Fall, wenn das Vorhaben eines Antrag­
stellers zur Folge hätte, daß auf Dauer 
angestellte Arbeitnehmer ihren Arbeits­
platz verlören. 

Nach dem britischen Employment 
Agencies Act (Gesetz über Arbeitsver­
mittlungsbüros) könne die Genehmigung 
jedoch aus Gründen, die in der Person 
des Antragstellers oder der Art der Un­
ternehmensführung lägen, oder bei un­
zureichenden Geschäftsräumen verwei­
gert werden. 

Die niederländische und die britische Re­
gelung seien somit nicht vergleichbar. In 
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den Niederlanden werde bei der Ertei­
lung von Genehmigungen großer Wert 
auf gedeihliche Verhältnisse auf dem Ar­
beitsmarkt gelegt, während im Vereinig­
ten Königreich dieser Maßstab nicht an­
gelegt werde. So gebe es im letztgenann­
ten Staat kein Verbot für die Bau- und 
die Metallindustrie; auch kenne das briti­
sche System keine Beschränkung der 
Dauer der Arbeitnehmerüberlassung. 

Die Notwendigkeit, die Überlassung von 
Arbeitnehmern in bestimmte Bahnen zu 
lenken, werde von verschiedenen ande­
ren Mitgliedstaaten anerkannt; die ge­
fundenen Lösungen wichen jedoch stark 
voneinander ab. So kenne zum Beispiel 
Italien ein völliges Verbot, während Lu­
xemburg eine Regelung ohne innerge­
meinschaftliche Beschränkungen besitze. 
Die meisten Mitgliedstaaten verfügten 
über ein besonderes, an ihrem eigenen 
Arbeitsrecht ausgerichtetes System, das 
meistens bestimmte Fristen für die Über­
lassung enthalte. Abgesehen vom nieder­
ländischen Recht sei dies in Belgien, Dä­
nemark und Frankreich der Fall. 

Die Probleme, die sich bei der grenz­
überschreitenden Überlassung von Ar­
beitnehmern stellten, seien unter ande­
rem vom Ständigen Ausschuß für Be­
schäftigungsfragen der Gemeinschaft 
aufgegriffen worden. Innerhalb dieses 
Ausschusses sei man sich weitgehend 
darüber einig gewesen, daß für die 
grenzüberschreitende Tätigkeit der Ver­
leihunternehmen außer der Genehmi­
gung durch die zuständigen nationalen 
Behörden die Genehmigung der zustän­
digen Behörden des Aufnahmelandes er­
forderlich sei. 

Das niederländische Recht diskriminiere 
nicht aufgrund der Staatsangehörigkeit 
oder des Ortes der Niederlassung; Un­
ternehmen oder Einzelpersonen aus an­
deren Mitgliedstaaten unterlägen näm­
lich denselben Kriterien wie niederländi­
sche Unternehmen oder Einzelpersonen. 

Wenn jedoch britische Unternehmen kei­
ner niederländischen Genehmigung be­
dürften, läge eine Diskriminierung vor, 
weil sie in diesem Fall bei der Erteilung 
der Genehmigung an anderen Bestim­
mungen gemessen würden als niederlän­
dische Unternehmen. Dies könnte bei 
niederländischen Inhabern einer Geneh­
migung zur Folge haben, daß sie sich all­
mählich auch im Vereinigten Königreich 
niederließen, um sich mit Hilfe einer bri­
tischen Genehmigung dem niederländi­
schen Gesetz entziehen zu können. 

Außerdem seien die niederländischen Be­
hörden ebensowenig zuständig, im Ver­
einigten Königreich eine Aufsicht aus­
zuüben, wie die britischen Behörden zu­
ständig seien, die niederländischen Be­
stimmungen zu überprüfen. Die letztge­
nannten Behörden könnten lediglich die 
Einhaltung des britischen Rechts anhand 
der in den britischen Rechtsvorschriften 
enthaltenen Merkmale überwachen. 

Die zweite Frage und die dritte Frage 
seien deswegen wie folgt zu beantwor­
ten: 
„Ein in einem Mitgliedstaat zur Wah­
rung des Allgemeininteresses, zum Bei­
spiel der gedeihlichen Verhältnisse auf 
dem Arbeitsmarkt, eingeführtes Geneh­
migungssystem kann auch auf Angehö­
rige anderer Mitgliedstaaten angewendet 
werden, selbst wenn diese Angehörigen 
in ihrem eigenen Mitgliedstaat über eine 
Genehmigung für. die Ausübung dersel­
ben Tätigkeit verfügen, vorausgesetzt, 
daß das andere Genehmigungssystem das 
oben genannte Allgemeininteresse nur 
unzureichend berücksichtigt und deswe­
gen mit dem hier betroffenen Genehmi­
gungssystem nicht vergleichbar ist und 
daß somit auch keine angemessene Auf­
sicht ausgeübt werden kann." 

2. Die Erklärungen der Regierung der 
Bundesrepublik Deutschland lassen sich 
wie folgt zusammenfassen: 
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a) Die zweite Frage müsse im Prinzip 
verneint werden. Artikel 59 EWG-Ver­
trag untersage die Einführung einer der­
artigen Genehmigungspflicht unter den 
gegebenen Umständen dann nicht, wenn 
eine solche Genehmigung unerläßlich sei, 
um die Interessen der betroffenen Arbeit­
nehmer zu wahren, und sie unter densel­
ben Bedingungen, die für Inländer gel­
ten, erteilt werde. Die Bundesregierung 
sehe davon ab, dazu Stellung zu neh­
men, ob auch aus Gründen des Arbeits­
marktes eine Genehmigungspflicht ge­
rechtfertigt sei. 

Soweit eine derartige innerstaatliche Re­
gelung zum Schutz der Arbeitnehmer ge­
troffen worden sei, müsse sie als eine 
vom Gemeinschaftsrecht anerkannte Be­
grenzung des freien Diestleistungsver-
kehrs angesehen werden, solange sie im 
Einklang mit Artikel 60 EWG-Vertrag 
„unter den Voraussetzungen, welche 
dieser Staat für seine eigenen Angehöri­
gen vorschreibt", erbracht würde. 

Der Gerichtshof habe in seinem Urteil 
vom 3. Dezember 1974 in der Rechts­
sache 33/74 (van Binsbergen, Slg. 1974, 
1299) ausdrücklich anerkannt, daß der 
freie Dienstleistungsverkehr Regelungen 
dieser Art nicht entgegenstehe. Die Bun­
desregierung vertritt die Auffassung, daß 
die staatliche Überwachung der Arbeit­
nehmerüberlassung zumindest insoweit, 
als sie für den sozialen Schutz der be­
troffenen Arbeitnehmer unerläßlich sei, 
eine „durch das Allgemeininteresse ge­
rechtfertigte Berufsregelung" im Sinne 
des zitierten Urteils darstelle, die man 
nicht für vertragswidrig halten könne. 

Die Überlassung von Arbeitnehmern 
werde in der Bundesrepublik Deutsch­
land durch das Arbeitnehmerüberlas­
sungsgesetz vom 7. August 1972 gere­
gelt. Zweck dieses Gesetzes sei die Siche­
rung der sozialen Rechte der Arbeitneh­
mer, die ohne besondere gesetzliche Aus­
gestaltung ihres Arbeitsverhältnisses einer 

erhöhten Gefahr ausgesetzt seien. Zu 
diesem Zweck habe der Gesetzgeber die 
folgenden Maßnahmen getroffen: 

Die staatliche Erlaubnis der Tätigkeit als 
Verleiher erhalte nur, wer die erforder­
liche Zuverlässigkeit besitze. Dies setze 
unter anderem die Einhaltung aller Vor­
schriften des Sozialversicherungsrechts, 
über die Einbehaltung und Abführung 
der Lohnsteuer, über die Arbeitsvermitt­
lung, über die Anwerbung im Ausland 
oder über die Arbeitserlaubnis, die Vor­
schriften des Arbeitsschutzrechts oder die 
arbeitsrechtlichen Pflichten voraus. Da­
nach müsse der Verleiher nach der Ge­
staltung seiner Betriebsorganisation in 
der Lage sein, die üblichen Arbeitneh­
merpflichten ordnungsgemäß zu erfüllen, 
das heißt, er müsse beispielsweise über 
ausreichendes Kapital verfügen, um 
einen ordnungsgemäßen Geschäftsbetrieb 
sicherzustellen. 

Beim gegenwärtigen Stand des Gemein­
schaftsrechts — also mangels einer koor­
dinierten Regelung seitens des Gemein­
schaftsgesetzgebers — seien die Mit­
gliedstaaten gezwungen, an ihren Auf-
sichts- und Überwachungssystemen für 
die Tätigkeit der Arbeitnehmerüberlas­
sung festzuhalten, wenn nicht der soziale 
Schutz der Arbeitnehmer in Frage ge­
stellt werden solle. Das Recht der Arbeit­
nehmerüberlassung sei in den einzelnen 
Mitgliedstaaten völlig unterschiedlich 
ausgestaltet worden. Würde man das Ge­
nehmigungserfordernis für den grenz­
überschreitenden Dienstleistungserbrin­
ger im Tätigkeitsland als unzulässig an­
sehen, so hätte dies zur Folge, daß Ar­
beitskräfteverleiher regelmäßig in die 
Mitgliedstaaten mit dem niedrigsten 
Schutzstandard auswichen, um von dort 
aus tätig zu werden. 

Das Erfordernis einer Genehmigung für 
die Überlassung von Arbeitnehmern sei 
dem Gemeinschaftsrecht nicht fremd. So 
erkennten beispielsweise die vom Rat auf 
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der Grundlage der Artikel 54 und 132 
Absatz 5 EWG-Vertrag erstellten allge­
meinen Programme zur Aufhebung der 
Beschränkungen der Niederlassungsfrei­
heit und des freien Dienstleistungsver­
kehrs den Fortbestand derartiger staatli­
cher Genehmigungserfordernisse aus­
drücklich an. Für einige, der Arbeitneh­
merüberlassung wirtschaftlich nicht un­
ähnliche Tätigkeiten, beispielsweise für 
die private Stellenvermittlung, werde in 
der Richtlinie vom 12. Januar 1967 be­
treffend die Verwirklichung der Nieder­
lassungsfreiheit und des freien Dienstlei­
stungsverkehrs (ABl. 1967, S. 140) eben­
falls davon ausgegangen, daß die natio­
nalen Zulassungssysteme, soweit sie auf 
Inländer und Ausländer aus den Europä­
ischen Gemeinschaften in gleicher Weise 
Anwendung fänden, grundsätzlich fort­
bestünden. 

In jüngster Zeit habe die Kommission 
Leitlinien für eine gemeinschaftliche Ak­
tion im Bereich der Zeitarbeit (Arbeit­
nehmerüberlassung) formuliert. Diese sä­
hen ausdrücklich vor, daß jedes Verleih­
unternehmen, das die gewerbsmäßige 
Arbeitnehmerüberlassung im Ausland 
praktiziere, verpflichtet sei, bei der zu­
ständigen nationalen Behörde die Er­
laubnis für die Aufnahme seiner Tätig­
keit einzuholen, bei den zuständigen Be­
hörden des Aufnahmelandes vorher die 
Erlaubnis einzuholen und die Vorschrif­
ten des Aufnahmelandes zu beachten. 

Die Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland schlägt daher vor, die 
zweite Frage wie folgt zu beantworten: 

„Artikel 59 EWG-Vertrag untersagt 
einem Mitgliedstaat, in dem die Arbeit­
nehmerüberlassung von der Erteilung 
einer Genehmigung abhängig ist, nicht, 
von einem in einem anderen Mitglied­
staat ansässigen Erbringer von Dienstlei­
stungen eine solche Genehmigung zu 
verlangen, wenn eine solche Genehmi­
gung unerläßlich ist, um die Interessen 

der betroffenen Arbeitnehmer zu wah­
ren, und sie unter denselben Bedingun­
gen, die Inländer zu erfüllen haben, er­
teilt wird." 

b) Auf die dritte Frage sei zu antwor­
ten, daß es sich dann, wenn die Erteilung 
einer Genehmigung neben einer bereits 
erteilten Genehmigung aus unverzichtba­
ren sozialpolitischen Gründen zwingend 
sei, nicht um eine gemäß Artikel 52 und 
59 EWG-Vertrag mit dem Vertrag un­
vereinbare Beschränkung, sondern um 
eine gemeinschaftsrechtlich anerkannte 
inhaltliche Begrenzung der Tragweite 
dieser Vorschriften handle, die auf­
rechterhalten werden dürfe. 

Diese Auffassung stehe insbesondere mit 
den Grundsätzen des Urteils des Ge­
richtshofes vom 18. Januar 1979 in den 
verbundenen Rechtssachen 110 und 
111/78 (van Wesemael, Slg. 1979, 35) in 
Einklang, in der der Gerichtshof für den 
Fall der Vermittlung von Bühnenkünst­
lern Begrenzungen der Dienstleistungs­
freiheit anerkannt habe, „die sich aus der 
Anwendung von durch das Allgemein­
interesse oder durch die Notwendigkeit, 
den Schutz der betreffenden Berufs­
gruppe zu gewährleisten, gerechtfertigten 
Berufsregelungen ergeben und die für 
alle im Gebiet des Tätigkeitslandes an­
sässigen Personen verbindlich sind". Der 
Gerichtshof habe somit nicht ausge­
schlossen, daß auch bei ähnlichen Ge­
nehmigungsverfahren in zwei Mitglied­
staaten sich eine Übertragung der Wir­
kung einer Genehmigung in einen ande­
ren Staat hinein verbieten lasse. 

Vom Sachverhalt her gesehen bestünden 
jedoch Unterschiede zwischen der vorlie­
genden Rechtssache und der Rechtssache 
van Wesemael. Im letztgenannten Urteil 
sei es um die Stellenvermittlung für 
Künstler gegangen. Die Aufgabe des 
Vermittlers erschöpfe sich darin, Ange­
bot und Nachfrage auf einem sehr be-
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schränkten Teil des Arbeitsmarktes zu­
sammenzuführen und den Abschluß 
eines Arbeitsvertrags zwischen einem 
Künstler und einem Veranstalter zu ver­
mitteln. Mit dem Abschluß des Vertrages 
sei seine Tätigkeit beendet; den Ver­
mittler träfen gegenüber dem vermittel­
ten Arbeitnehmer keine weiteren sozialen 
Verpflichtungen. 

Wenn ein Leiharbeitnehmer von einem 
Mitgliedstaat aus zur Arbeit in einem an­
deren Mitgliedstaat einem dortigen Ent­
leiher überlassen worden sei, komme der 
soziale Schutz des Leiharbeitnehmers ins 
Spiel. Der private Arbeitskräfteverleiher 
sei und bleibe während des Verleihes Ar­
beitgeber des Leiharbeitnehmers; ihn trä­
fen als Arbeitgeber u. a. eine Fülle von 
Arbeits-, Sozialversicherungs- und Ar­
beitsschutzverpflichtungen. 

Die Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland schlägt daher vor, die dritte 
Frage wie folgt zu beantworten : 

„Ein Mitgliedstaat kann von einem Ar­
beitnehmerverleiher auch dann eine Ge­
nehmigung für die Erbringung einer 
Dienstleistung auf seinem Territorium 
verlangen, wenn der Verleiher im Hei­
matstaat schon eine Genehmigung be­
sitzt, sofern dies für den sozialen Schutz 
des Leiharbeitnehmers unerläßlich ist, 
weil dieser Schutz durch die Beaufsichti­
gung des Arbeitnehmerverleihs im Hei­
matstaat nicht erreicht werden kann." 

3. Die Regierung des Vereinigten König­
reichs vergleicht zunächst die britische 
und die niederländische Regelung für 
private Arbeitsvermittler und Arbeitneh­
merverleiher und setzt sich dann mit dem 
Urteil des Gerichtshofes vom 18. Januar 
1979 in den verbundenen Rechtssachen 
110 und 111/78 (van Wesemael, Slg. 
1979, 35) auseinander. 

a) Nach der einschlägigen britischen 
Regelung, dem „Employment Agencies 

Act 1973", setze die Arbeitsvermittlung 
durch Private oder die Überlassung von 
Arbeitnehmern die Erteilung einer Ge­
nehmigung voraus. Das Gesetz verstehe 
unter der privaten Arbeitsvermittlung 
(„employment agency") die — mit oder 
ohne Gewinnabsicht und gleichgültig, ob 
zusammen mit anderen Tätigkeiten — 
ausgeübte Tätigkeit, durch die Beschaf­
fung von Informationen oder auf andere 
Weise Dienstleistungen zu dem Zweck 
zu erbringen, für Arbeitnehmer eine Be­
schäftigung bei Arbeitgebern zu finden 
oder Arbeitgebern Arbeitnehmer für eine 
Beschäftigung zuzuführen. Unter Über­
lassung von Arbeitnehmern („employ­
ment business") werde die — mit oder 
ohne Gewinnabsicht und gleichgültig, ob 
zusammen mit anderen Tätigkeiten — 
ausgeübte Tätigkeit verstanden, Perso­
nen, die von demjenigen beschäftigt wür­
den, der diese Tätigkeit ausübe, anderen 
Personen zur Verfügung zu stellen, da­
mit sie, gleich, in welcher Eigenschaft, 
für diese anderen Personen und unter 
deren Aufsicht arbeiteten. 

Jedem Antragsteller werde eine Geneh­
migung erteilt, es sei denn, daß der An­
tragsteller oder einer seiner Mitarbeiter 
ungeeignet oder die Geschäftsräume 
nicht passend seien. Lediglich wer im 
Vereinigten Königreich ein Büro oder 
eine Filiale einrichten wolle, bedürfe 
einer Genehmigung; außerhalb des Ver­
einigten Königreichs niedergelassene 
Arbeitsvermittlungsbüros oder Verleih­
unternehmen könnten ihre Dienstleistun­
gen an Arbeitgeber oder Arbeitnehmer 
im Vereinigten Königreich erbringen, 
ohne im Besitz einer britischen Genehmi­
gung zu sein. 

Die Voraussetzungen für die Erteilung 
einer Genehmigung im Vereinigten Kö­
nigreich unterschieden sich somit erheb­
lich von denjenigen, die für die Erteilung 
einer Genehmigung in den Niederlanden 
gälten. So sehe das britische Genehmi-
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gungssystem eine Überprüfung der Per­
sönlichkeit des Antragstellers und derje­
nigen Personen vor, die in dem Vermitt­
lungsbüro mitarbeiten sollten, sowie der 
Geeignetheit der Geschäftsräume, doch 
spielten allgemeine Überlegungen, wie 
die gedeihlichen Verhältnisse auf dem 
Arbeitsmarkt oder die Interessen der Ar­
beitnehmer, keine Rolle. Die britische 
Regelung beziehe sich nicht nur auf Ver­
leihunternehmen, sondern auch auf Ar­
beitsvermittler, während die niederländi­
sche Regelung ein allgemeines Verbot 
für private Arbeitsvermittler enthalte. 
Das britische System werde im Gegen­
satz zu dem niederländischen schließlich 
allgemein angewandt und könne nicht 
auf einen bestimmten Industriezweig, 
einen bestimmten geographischen Bezirk 
oder Ort beschränkt werden. 

b) Das zitierte Urteil in der Rechts­
sache van Wesemael beziehe sich aus­
schließlich auf die Vermittlung von 
Künstlern gegen Entgelt durch Unter­
nehmen, die in Frankreich im Besitz 
einer Genehmigung gewesen seien, ihre 
Tätigkeit jedoch in Belgien ausgeübt hät­
ten, ohne eine nach belgischem Recht er­
teilte Genehmigung zu besitzen. Dieses 
Urteil könne die Auffassung, daß der 
freie Dienstleistungsverkehr in bezug auf 
Arbeitsvermittler oder Verleiher keinerlei 
Beschränkung unterliege, nicht stützen. 

Im Urteil vom 18. März 1980 in der 
Rechtssache 52/79 (Debauve, Slg. 1980, 
833), in dem es um die Problematik der 
Ausstrahlung und Übertragung von 
Mitteilungen durch das Fernsehen ge­
gangen sei, habe der Gerichtshof einen 
ähnlichen Standpunkt vertreten. 

c) Die Regierung des Vereinigten Kö­
nigreichs schlägt deswegen folgende Ant­
wort auf die zweite und dritte Frage vor: 

„Verfügt jemand,, der diese Dienstlei­
stung erbringt, im Mitgliedstaat seiner 
Niederlassung (dem ersten Staat) über 

eine entsprechende Genehmigung, so 
hindert Artikel 59 einen anderen Mit­
gliedstaat, in dem die Dienstleistung er­
bracht wird, (den zweiten Staat) nicht, 
eine Genehmigung zu fordern, wenn die 
Voraussetzungen, unter denen die Ge­
nehmigungen in dem ersten Staat erteilt 
werden, insoweit nicht vergleichbar sind, 
als sie den von der Tätigkeit Betroffenen 
keinen im wesentlichen ähnlichen Schutz 
gewährleisten, wie er in dem zweiten 
Staat gefordert wird, sofern die Voraus­
setzungen für die Erteilung einer derarti­
gen Genehmigung durch den zweiten 
Staat a) nicht diskriminierend sind und 
b) den Erbringer der Dienstleistung nicht 
verpflichten, in diesem Staat eine Nieder­
lassung einzurichten." 

4. a) Die französische Regierung trägt 
zur zweiten Frage vor, Artikel 60 Absatz 
3 EWG-Vertrag stelle kein grundsätzli­
ches Hindernis dafür dar, daß von dem 
Erbringer einer Dienstleistung verlangt 
werde, die geltenden Rechtsvorschriften 
des Aufnahmelandes insgesamt zu beach­
ten; jedoch könnten bestimmte Rechts­
und Verwaltungsvorschriften als Be­
schränkungen der Dienstleistungsfreiheit 
angesehen werden, die nach Artikel 59 
untersagt seien. Nach der Rechtspre­
chung des Gerichtshofes sei dies bei allen 
Anforderungen der Fall, die an den Er­
bringer der Dienstleistung insbesondere 
aufgrund seiner Staatsangehörigkeit oder 
aufgrund des Umstands gestellt würden, 
daß er keinen ständigen Wohnsitz in 
dem Staat habe, in dem die Dienstlei­
stung erbracht werde. 

Derartige Anforderungen könnten je­
doch als mit Artikel 59 vereinbar angese­
hen werden, wenn ihnen die Anwendung 
von Berufsregelungen zugrunde liege, 
die durch das Allgemeininteresse ge­
rechtfertigt seien, und wenn sie für alle 
im Gebiet des betreffenden Mitglied­
staats ansässigen Personen oder Unter-

3316 



WEBB 

nehmen gälten. Im vorliegenden Fall be­
stehe die Verpflichtung, eine Genehmi­
gung zum Betrieb eines Zeitarbeitsunter­
nehmens zu besitzen, gleichermaßen für 
in den Niederlanden ansässige wie auch 
für in einem anderen Mitgliedstaat an­
sässige Unternehmen. Sie könne mit der 
Anwendung von Berufsregelungen, die 
irn Allgemeininteresse gerechtfertigt 
seien, insoweit begründet werden, als es 
darum gehe, gedeihliche Verhältnisse auf 
dem Arbeitsmarkt oder den Schutz der 
Interessen der Arbeitnehmer zu gewähr­
leisten. 

Die französische Regierung schlägt dem 
Gerichtshof somit folgende Antwort auf 
die zweite Frage vor: 

„Artikel 59 EWG-Vertrag verbietet es 
nicht, daß ein Mitgliedstaat, in dem die 
Erbringung dieser Dienstleistung geneh­
migungspflichtig ist — eine Vorausset­
zung, die eingeführt wurde, um die Ge­
nehmigung versagen zu können, wenn 
die begründete Befürchtung besteht, daß 
die Überlassung von Arbeitnehmern 
durch den Antragsteller gedeihliche Ver­
hältnisse auf dem Arbeitsmarkt beein­
trächtigen würde oder daß dabei die In­
teressen der betroffenen Arbeitnehmer 
unzulänglich gewahrt würden —, einen 
in einem anderen Mitgliedstaat ansässi­
gen Erbringer von Dienstleistungen ver­
pflichtet, diese Voraussetzung zu erfül­
len." 

b) Das mit der dritten Frage aufgewor­
fene Problem habe der Gerichtshof in 
seinem Urteil vom 18. Januar 1979 in 
den verbundenen Rechtssachen 110 und 
111/78 (van Wesemael, Slg. 1979, 35) 
geprüft. In diesem Urteil sei festgestellt 
worden, daß die Mitgliedstaaten an die 
Erbringer von Dienstleistungen nur die 
Anforderungen stellen könnten, die sich 
zur Durchführung von Berufsregelungen 
und zur Gewährleistung des Allgemein­
interesses als objektiv erforderlich erwie­
sen. 

Das Erfordernis einer Genehmigung 
oder einer Zulassung könne somit als im 
Widerspruch zu Artikel 59 EWG-Ver­
trag stehend angesehen werden, wenn 
der Erbringer der Dienstleistung in dem 
Mitgliedstaat, in dem er ansässig sei, 
über eine zu vergleichbaren Bedingungen 
erteilte Genehmigung verfüge und wenn 
seine Tätigkeit in dem ersten Staat unab­
hängig davon, für welchen Mitgliedstaat 
die Dienstleistung bestimmt sei, ange­
messen beaufsichtigt werde. 

Da die einschlägigen nationalen Rechts­
vorschriften unterschiedlich ausgestaltet 
seien und da insbesondere die angestreb­
ten Zwecke des Allgemeininteresses sich 
nicht übertragen ließen, sei dies hier je­
doch nicht der Fall. Wenn, wie in den 
Niederlanden, die Zeitarbeit aus Grün­
den der Ausgewogenheit des Arbeits­
marktes beschränkt werden könne, sei es 
undenkbar, daß man sich darauf verlasse, 
daß die Behörden eines anderen Mit­
gliedstaats bei der Erteilung von Geneh­
migungen an die eigenen Staatsangehöri­
gen diese Anliegen berücksichtigten. 
Ebensowenig könne man von den natio­
nalen Behörden des Dienstleistungser­
bringers verlangen, daß sie die fragliche 
Tätigkeit angemessen beaufsichtigten, 
damit die Interessen der Arbeitnehmer in 
dem Staat, in dem die Dienstleistung er­
bracht werde, gewahrt würden. 

Man müsse folglich anerkennen, daß auf 
einem Gebiet, das die Lage auf dem Ar­
beitsmarkt, die Schutzvorschriften zu­
gunsten der Arbeitnehmer und die Rege­
lung der Arbeitszeit berühre, die in dem 
Staat, in dem die Dienstleistung erbracht 
werde, geltenden Vorschriften und Ver­
fahren gemeinschaftsrechtlich zulässig 
seien und Erbringern von Dienstleistun­
gen mit Sitz in einem anderen Mitglied­
staat entgegengehalten werden könnten. 

Die französische Regierung schlägt dem 
Gerichtshof folgende Antwort auf die 
dritte Frage vor: 
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„Für die Antwort auf Frage 2 ist es nicht 
von Bedeutung, daß der ausländische Er­
bringer von Dienstleistungen in dem 
Staat, in dem er ansässig ist, über eine 
Genehmigung verfügt, dort diese 
Dienstleistung zu erbringen, soweit die 
Behörden des Niederlassungsstaats in be­
zug auf die Überlassung von Arbeitneh­
mern nicht in der Lage sind, alle sozialen 
Erwägungen, von denen die Vorausset­
zungen für die Erteilung von Genehmi­
gungen in dem Mitgliedstaat abhängig 
sind, in dem die Dienstleistung erbracht 
wird, zu berücksichtigen und eine ange­
messene Aufsicht zur Durchsetzung der 
erforderlichen Schutzvorschriften unab­
hängig davon zu gewährleisten, in wel­
chem Mitgliedstaat die Dienstleistung er­
bracht wird." 

5. Die Erklärungen der Kommission 
lassen sich wie folgt zusammenfassen : 

a) Zur zweiten Frage trägt die Kommis­
sion vor, das in Artikel 59 enthaltene 
Verbot gelte seit Ablauf der Übergangs­
zeit unmittelbar und unbedingt bei allen 
Diskriminierungen des Erbringers von 
Dienstleistungen, die auf seine Staatsan­
gehörigkeit oder darauf gestützt seien, 
daß er in einem anderen Mitgliedstaat 
ansässig sei als in demjenigen, in dem die 
Dienstleistung zu erbringen sei. 

Artikel 59 sei, vorbehaltlich dreier Aus­
nahmen, ebenso unmittelbar und unbe­
dingt auf Beschränkungen anwendbar, 
deren Aufhebung in diesem Artikel vor­
gesehen sei, also auf alle anderen Anfor­
derungen, die an den Erbringer der 
Dienstleistung gestellt würden und die 
geeignet seien, dessen Tätigkeit zu un­
terbinden oder zu behindern. 

Ein Mitgliedstaat könne erstens gewisse 
besondere Anforderungen an Erbringer 
von Dienstleistungen wegen der Anwen­
dung von Berufsregelungen stellen, die 
aus Gründen des Allgemeininteresses ge­
rechtfertigt seien und für jede im Gebiet 

des Mitgliedstaats niedergelassene Per­
son gälten, sofern diese Erfordernisse nö­
tig seien, um zu verhindern, daß der Er­
bringer der Dienstleistung sich dem An­
wendungsbereich dieser Regelungen ent­
ziehe, weil er in einem anderen Mitglied­
staat ansässig sei. 

Ein Mitgliedstaat könne zweitens von 
einem in einem anderen Mitgliedstaat 
ansässigen Erbringer von Dienstleistun­
gen nur fordern, daß er im Besitz einer 
Genehmigung sei, und er könne ihn nur 
einer besonderen staatlichen Aufsicht un­
terwerfen, wenn dies objektiv erforder­
lich sei, um die Einhaltung von Berufsre­
gelungen zu gewährleisten und den 
Schutz allgemeiner und privater Interes­
sen zu sichern. Diese objektive Notwen­
digkeit bestehe nicht, wenn der Erbrin­
ger der Dienstleitung in dem Mitglied­
staat, in dem er ansässig sei, über eine 
Genehmigung verfüge, die unter Voraus­
setzungen erteilt worden sei, die mit den­
jenigen Voraussetzungen vergleichbar 
seien, die der Staat, in dem die Dienstlei­
stung erbracht werde, aufgestellt habe, 
und wenn seine Dienstleistung in dem 
ersten Mitgliedstaat unabhängig davon, 
für welchen Mitgliedstaat die Dienstlei­
stungen bestimmt seien, angemessen 
überwacht werde. 

Ein Mitgliedstaat dürfe drittens nicht 
durch das Erfordernis des Wohnsitzes in 
seinem Hoheitsgebiet die Erbringung der 
Dienstleistung durch eine in einem ande­
ren Mitgliedstaat wohnende Person un­
möglich machen, wenn die Einhaltung 
von Berufsregelungen durch weniger ein­
schneidende Maßnahmen gewährleistet 
werden könne. 

Wende man diese Grundsätze auf den 
vorliegenden Fall an, so ergebe sich, daß 
die beiden in dem niederländischen Ge­
setz formulierten Gründe für die Ableh­
nung einer Genehmigung, nämlich die 
gedeihlichen-Verhältnisse auf dem Ar­
beitsmarkt und die Interessen der betrof-
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fenen Arbeitnehmer, bis zu einem be­
stimmten Punkt ebensogut durch allge­
meine Bestimmungen und eine Kontrolle 
geschützt werden könnten, die den 
freien Dienstleistungsverkehr weniger 
beeinträchtigten. 

Für die Beantwortung der Frage, inwie­
weit eine Genehmigungspflicht objektiv 
notwendig sei und daher dem nicht in 
dem betreffenden Mitgliedstaat ansässi­
gen Leistungserbringer auferlegt werden 
könne, seien jedoch die nationalen Ge­
richte zuständig. 

Als Mittel für die Ausschließung unfähi­
ger oder unzuverlässiger Unternehmen 
könne die Genehmigung zwar auch von 
nicht im Inland ansässigen Leistungser­
bringern verlangt werden. In bestimmten 
anderen Fällen könne jedoch der Erlaß 
einiger allgemeiner Vorschriften in Ver­
bindung mit einer Verpflichtungserklä­
rung ausreichen. Dies gelte zum Beispiel 
für die Arbeitsbedingungen der zu über­
lassenden Arbeitskräfte. Für die notwen­
dige Überwachung der Einhaltung der 
allgemeinen Rechtsvorschriften sowie der 
Bestimmungen über das „Verleihen" von 
Arbeitnehmern und über die sonstige 
Unternehmensführung reiche es aus, daß 
nicht in dem betreffenden Land ansässi­
gen Erbringern von Dienstleistungen be­
stimmte Verpflichtungen auferlegt wür­
den, so zum Beispiel die, für die Behör­
den eine ausreichende Buchführung be­
reitzuhalten. Es gebe auch keine Gründe, 
nicht im Inland ansässige Erbringer von 
Dienstleistungen zu statistischen Zwek-
ken einer Genehmigungspflicht zu unter­
werfen. Schließlich sei es auch unzuläs­
sig, daß ein Mitgliedstaat auf in anderen 
Mitgliedstaaten ansässige Zeitarbeits­
unternehmen eine Regelung anwende, 
durch die die Zahl der zugelassenen 
Zeitarbeitsunternehmen beschränkt oder 
eine maximale Anzahl von zu überlassen­
den Arbeitnehmern unter diesen aufge­
teilt werde, vor allem wenn diese Auftei­

lung nicht aufgrund veröffentlichter ob­
jektiver und verbindlicher Kriterien vor­
genommen werde. 

Zusammenfassend schlägt die Kommis­
sion vor, die zweite Frage wie folgt zu 
beantworten: 

„Ein Mitgliedstaat, der das Überlassen 
von Arbeitnehmern aufgrund einer durch 
das Allgemeininteresse gerechtfertigten 
Berufsregelung von der Erteilung einer 
Genehmigung abhängig macht — die nur 
versagt werden kann, wenn die begrün­
dete Befürchtung besteht, daß die Er­
bringung dieser Dienstleistung durch den 
Antragsteller gedeihliche Verhältnisse auf 
dem Arbeitsmarkt beeinträchtigen würde 
oder daß dabei die Interessen der betrof­
fenen Arbeitnehmer unzulänglich ge­
wahrt würden —, kann in anderen Mit­
gliedstaaten ansässige Erbringer von 
Dienstleistungen nur insoweit verpflich­
ten, diese Voraussetzung zu erfüllen, als 
es objektiv erforderlich ist, durch Ertei­
lung einer Genehmigung von vornherein 
festzustellen, daß diese Dienstleistungs­
erbringer die durch die Berufsregelung 
im Hinblick auf das Allgemeininteresse 
aufgestellten allgemeinen und objektiven 
Voraussetzungen für die Ausübung die­
ser Tätigkeit erfüllen." 

b) Die dritte Frage könne anhand des 
im Urteil vom 18. Januar 1979 in den 
verbundenen Rechtssachen 110 und 
111/78 (van Wesemael, Slg. 1979, 35) 
niedergelegten Grundsatzes beantwortet 
werden, wonach der betreffende Mit­
gliedstaat die Erbringung einer Dienstlei­
stung durch eine in einem anderen Mit­
gliedstaat ansässige Person nicht davon 
abhängig machen dürfe, daß diese die in 
seiner Berufsregelung geforderte Geneh­
migung besitze, wenn dieser Dienstlei­
stungserbringer in einem anderen Mit­
gliedstaat eine Genehmigung besitze, die 
unter vergleichbaren Voraussetzungen 
erteilt worden sei. 
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Da nach der Antwort auf die zweite 
Frage eine Genehmigung nicht notwen­
dig sei, um den Dienstleistungserbringer 
zur Einhaltung der Rechtsvorschriften 
des Mitgliedstaats zu zwingen, in denen 
er seine Dienstleistung erbringe, oder um 
die Überwachung der Einhaltung dieser 
Vorschriften und der Unternehmensfüh­
rung des Dienstleistungserbringers zu er­
möglichen, müßten diese beiden Ge­
sichtspunkte bei der Prüfung der Frage, 
ob die Genehmigung, die der in einem 
anderen Mitgliedstaat ansässige Dienst­
leistungserbringer besitze, unter ver­
gleichbaren Voraussetzungen erteilt wor­
den sei, außer Betracht bleiben. 

Zwar könne der Mitgliedstaat, in dem 
die Dienstleistung erbracht werde, die 
Art der Aufsicht in dem Mitgliedstaat, in 
dem der Dienstleistungserbringer ansäs­
sig sei, in dem Sinne berücksichtigen, 
daß er dann, wenn der letztgenannte 
Mitgliedstaat den Dienstleistungserbrin­
ger lediglich im Hinblick auf die in sei­
nem Hoheitsgebiet erbrachten Dienstlei­
stungen einer Aufsicht unterwerfe, stren­
gere Anforderungen stellen könne. Das 
Genehmigungserfordernis sei aber in kei­
nem Fall gerechtfertigt, da es für eine 
angemessene Aufsicht objektiv nicht er­
forderlich sei. 

Somit sei die dritte Frage wie folgt zu 
beantworten: 
„Verfügt ein ausländischer Erbringer von 
Dienstleistungen im Mitgliedstaat seiner 
Niederlassung über eine Genehmigung, 

dort diese Dienstleistungen zu erbringen, 
so kann der Mitgliedstaat, in dem die 
Dienstleistungen erbracht werden, keine 
Genehmigung nach seinen eigenen 
Rechtsvorschriften verlangen, wenn die 
durch den Mitgliedstaat der Niederlas­
sung erteilte Genehmigung unter Vor­
aussetzungen erteilt wurde, die mit den­
jenigen Voraussetzungen vergleichbar 
sind, die der Mitgliedstaat, in dem die 
Dienstleistungen erbracht werden, gemäß 
der Antwort auf die zweite Frage für die 
Erteilung von Genehmigungen an in 
einem anderen Mitgliedstaat ansässige 
Dienstleistungserbringer aufstellen kann, 
die nicht über eine in diesem Mitglied­
staat erteilte Genehmigung verfügen." 

III — Mündliche Verhandlung 

In der Sitzung vom 9. Juli 1981 haben 
die niederländische Regierung, vertreten 
durch G. M. Borchardt als Bevollmäch­
tigten und Frau De Bruin als Sachver­
ständige, die französische Regierung, 
vertreten durch A. Carnelutti als Bevoll­
mächtigten, die Bundesregierung, vertre­
ten durch M. Seidel und H. H. Boie als 
Bevollmächtigte, die dänische Regierung, 
vertreten durch L. Mikaelsen als Bevoll­
mächtigten, und die Kommission, vertre­
ten durch ihren Rechtsberater R. C. Fi­
scher, mündliche Ausführungen gemacht. 

Der Generalanwalt hat seine Schlußan­
träge in der Sitzung vom 21. Oktober 
1981 vorgetragen. 

Entscheidungsgründe 

1 Der Hoge Raad der Nederlanden hat mit Urteil vom 9. Dezember 1980, 
beim Gerichtshof eingegangen am 30. Dezember 1980, gemäß Artikel 177 
EWG-Vertrag drei Fragen nach der Auslegung der Artikel 59 und 60 EWG-
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Vertrag im Hinblick auf die niederländischen Rechtsvorschriften über die 
Überlassung von Arbeitnehmern zur Vorabentscheidung vorgelegt. 

2 Die Fragen stellen sich in einem Strafverfahren wegen Zuwiderhandlungen 
gegen Artikel 1 des Koninklijk Besluit (königliche Verordnung) vom 10. Sep­
tember 1970 (Stb. 410). Nach dieser Vorschrift ist es verboten, einem ande­
ren ohne Genehmigung des Sozialministers Arbeitnehmer zu überlassen. 

3 Der genannte Koninklijk Besluit ist aufgrund von Artikel 2 Absatz 1 Buch­
stabe a der „Wet op het ter beschikking stellen van arbeidskrachten" (Arbeit­
nehmerüberlassungsgesetz) vom 31. Juli 1965 (Stb. 379) in der Fassung des 
Gesetzes vom 30. Juni 1967 (Stb. 377) ergangen. Nach dieser Vorschrift 
kann durch Verordnung untersagt werden, einem anderen ohne Genehmi­
gung Arbeitnehmer zu überlassen, wenn dies im Interesse gedeihlicher Ver­
hältnisse auf dem Arbeitsmarkt oder im Interesse der betroffenen Arbeitneh­
mer erforderlich ist. Artikel 6 Absatz 1 des genannten Gesetzes bestimmt 
jedoch, daß die Genehmigung nur dann versagt wird, wenn die begründete 
Befürchtung besteht, daß die Überlassung von Arbeitnehmern durch den An­
tragsteller gedeihliche Verhältnisse auf dem Arbeitsmarkt beeinträchtigen 
würde oder daß dabei die Interessen der betroffenen Arbeitnehmer unzuläng­
lich würden. 

4 Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe b des erwähnten Gesetzes definiert die fragliche 
Tätigkeit als entgeltliche Überlassung von Arbeitnehmern an einen anderen, 
damit sie in dessen Unternehmen, ohne daß dies aufgrund eines mit ihm ge­
schlossenen Arbeitsvertrags geschieht, dort übliche Arbeiten verrichten. 

5 Der Angeklagte im Ausgangsverfahren, Herr Alfred John Webb, Direktor 
einer im Vereinigten Königreich ansässigen Gesellschaft englischen Rechts, 
besitzt eine Genehmigung nach britischem Recht für die Überlassung von 
Arbeitnehmern. Die genannte Gesellschaft ist insbesondere mit der Vermitt­
lung von technischem Personal in die Niederlande befaßt. Dieses Personal 
wird von ihr angestellt und gegen Entgelt für eine bestimmte Zeit Unterneh­
men in den Niederlanden überlassen, ohne daß zwischen diesem Unterneh­
men und den überlassenen Arbeitskräften ein Arbeitsvertrag geschlossen 
wird. Im vorliegenden Fall hat das Tatsachengericht festgestellt, daß die Ge­
sellschaft im Februar 1978 in den Niederlanden in drei Fällen ohne Geneh­
migung des niederländischen Sozialministers entgeltlich niederländischen Un­
ternehmen Arbeitskräfte überlassen hat, damit sie in diesen Unternehmen, 
ohne daß dies aufgrund eines mit diesen Unternehmen geschlossenen Ar­
beitsvertrags geschah, dort übliche Arbeiten verrichteten. 
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6 Da die zu fällende Entscheidung seiner Ansicht nach davon abhängt, ob die 
einschlägigen niederländischen Rechtsvorschriften mit den Bestimmungen des 
Gemeinschaftsrechts über den freien Dienstleistungsverkehr, insbesondere 
mit den Artikeln 59 und 60 EWG-Vertrag, vereinbar sind, hat der Hoge 
Raad, der mit der Sache als Kassationsgericht befaßt ist, folgende Fragen 
vorgelegt: 

„1. Umfaßt der in Artikel 60 EWG-Vertrag enthaltene Begriff .Dienstlei­
stungen' die Überlassung von Arbeitnehmern im Sinne des genannten 
Artikels 1 Absatz 1 Buchstabe b der ,Wet op het ter beschikking stellen 
van arbeidskrachten'? 

2. Falls Frage 1 bejaht wird: Verbietet es Artikel 59 EWG-Vertrag — sei es 
generell, sei es nur unter bestimmten Umständen — einem Mitgliedstaat, 
in dem die Erbringung dieser Dienstleistungen genehmigungspflichtig ist 
— eine Voraussetzung, die eingeführt wurde, um die Genehmigung ver­
sagen zu können, wenn die begründete Befürchtung besteht, daß die 
Überlassung von Arbeitnehmern durch den Antragsteller gedeihliche 
Verhältnisse auf dem Arbeitsmarkt beeinträchtigen würde oder daß da­
bei die Interessen der betroffenen Arbeitnehmer unzulänglich gewahrt 
würden —, einen in einem anderen Mitgliedstaat ansässigen Erbringer 
von Dienstleistungen zur Erfüllung dieser Voraussetzung zu verpflich­
ten? 

3. Inwieweit ist es für die Antwort auf Frage 2 von Bedeutung, ob der aus­
ländische Erbringer von Dienstleistungen in dem Staat, in dem er ansäs­
sig ist, über eine Genehmigung verfügt, dort diese Dienstleistungen zu 
erbringen?" 

Zur ersten Frage 

7 Die erste Frage des nationalen Gerichts geht im wesentlichen dahin, ob der 
in Artikel 60 EWG-Vertrag enthaltene Begriff „Dienstleistungen" die Über­
lassung von Arbeitnehmern im Sinne der genannten niederländischen Rechts­
vorschriften umfaßt. 

s Nach Artikel 60 Absatz 1 EWG-Vertrag sind Dienstleistungen Leistungen, 
die in der Regel gegen Entgelt erbracht werden, soweit sie nicht den Vor­
schriften über den freien Waren- und Kapitalverkehr und über die Freizügig­
keit der Personen unterliegen. In Absatz 2 dieses Artikels sind beispielshalber 
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einige Tätigkeiten aufgeführt die unter den Begriff der Dienstleistungen fal­
len. 

9 Die Tätigkeit, die darin besteht, daß ein Unternehmen anderen entgeltlich 
Arbeitnehmer, die im Dienst dieses Unternehmens bleiben, zur Verfügung 
stellt, ohne daß ein Arbeitsvertrag mit den Entleihungsunternehmen geschlos­
sen wird, stellt eine Berufstätigkeit dar, die die in Artikel 60 Absatz 1 nieder­
gelegten Voraussetzungen erfüllt. Sie ist daher als Dienstleistung im Sinne 
dieser Vorschrift anzusehen. 

io Die französische Regierung hat in diesem Zusammenhang den besonderen 
Charakter der fraglichen Tätigkeit hervorgehoben, die zwar unter den Be­
griff der Dienstleistungen des Artikels 60 EWG-Vertrag falle, für die aber 
eine Sonderregelung gelten müsse, soweit sie auch den Bestimmungen über 
die Sozialpolitik und die Freizügigkeit unterliegen könne. Es trifft zwar zu, 
daß auch auf Arbeitnehmer, die von Arbeitnehmerüberlassungsunternehmen 
beschäftigt werden, eventuell die Artikel 48 bis 51 EWG-Vertrag und die zu 
deren Durchführung erlassenen Gemeinschaftsverordnungen anwendbar sein 
können; dies nimmt den betreffenden Unternehmen, die diese Arbeitnehmer 
beschäftigen, jedoch nicht die Eigenschaft von Dienstleistungsunternehmen, 
die unter die Artikel 59 ff. EWG-Vertrag fallen. Wie der Gerichtshof u. a. im 
Urteil vom 3. Dezember 1974 in der Rechtssache 33/74 (van Binsbergen, Slg. 
S. 1299) bereits festgestellt hat, führen die Besonderheiten bestimmter 
Dienstleistungen nicht dazu, daß auf sie die Bestimmungen über den freien 
Dienstleistungsverkehr nicht anwendbar wären. 

ii Auf die erste Frage ist somit zu antworten, daß der in Artikel 60 EWG-Ver­
trag enthaltene Begriff „Dienstleistungen" die Überlassung von Arbeitneh­
mern im Sinne der „Wet op het ter beschicking stellen van arbeidskrachten" 
umfaßt. 

Zur zweiten und zur dritten Frage 

i2 Die zweite und die dritte Frage gehen im wesentlichen dahin, ob es Artikel 
59 EWG-Vertrag einem Mitgliedstaat verbietet, von einem Unternehmen, 
das in einem anderen Mitgliedstaat ansässig ist, für die Überlassung von Ar­
beitnehmern in seinem Hoheitsgebiet eine Genehmigung zu verlangen, insbe­
sondere wenn dieses Unternehmen im Besitz einer von dem anderen Mit­
gliedstaat erteilten Genehmigung ist. 
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i3 Nach Artikel 59 Absatz 1 EWG-Vertrag werden die Beschränkungen des 
freien Dienstleistungsverkehrs innerhalb der Gemeinschaft für Angehörige 
der Mitgliedstaaten der Gemeinschaft während der Übergangszeit schritt­
weise aufgehoben. Wie der Gerichtshof bereits in seinem Urteil vom 18. Fe­
bruar 1979 in den Rechtssachen 110 und 111/78 (van Wesemael, Slg. 35) 
festgestellt hat, begründet diese Vorschrift bei einer an Artikel 8 Absatz 7 
EWG-Vertrag orientierten Auslegung eine genau bestimmte Verpflichtung 
zur Herbeiführung eines bestimmten Ergebnisses, wobei die Durchführung 
eines Programms fortschreitender Maßnahmen die Erfüllung dieser Ver­
pflichtung lediglich erleichtern, nicht aber eine Bedingung für sie darstellen 
sollte. Daher sind die zwingenden Bestimmungen des Artikels 59 EWG-Ver­
trag mit Ablauf der Übergangszeit unmittelbar und unbedingt anwendbar ge­
worden. 

i4 Diese zwingenden Bestimmungen umfassen das Gebot der Beseitigung sämt­
licher Diskriminierungen des Leistungserbringers aufgrund seiner Staatsan- • 
gehörigkeit oder des Umstands, daß er in einem anderen Mitgliedstaat als 
demjenigen ansässig ist, in dem die Dienstleistung erbracht werden soll. 

is Die deutsche und die dänische Regierung machen geltend, grundsätzlich sei 
das Recht des Staats, in dem die Dienstleistung erbracht werde, in Anbe­
tracht des Gleichheitsgrundsatzes und insbesondere des Artikels 60 Absatz 3 
EWG-Vertrag, wonach der Leistende zwecks Erbringung seiner Leistungen 
seine Tätigkeit in dem Mitgliedstaat, in dem die Leistung erbracht werden 
soll, unter den Voraussetzungen ausüben kann, die dieser Staat für seine 
eigenen Staatsangehörigen vorschreibt, in vollem Umfang auf alle Dienstlei­
stungserbringer anzuwenden, gleichgültig, ob sie in diesem Staat ansässig 
seien oder nicht. 

i6 Artikel 60 Absatz 3 soll es in erster Linie dem Leistungserbringer ermögli­
chen, seine Tätigkeit in dem Mitgliedstaat, in dem die Leistung erbracht 
wird, ohne Diskriminierung gegenüber den Staatsangehörigen dieses Staats 
auszuüben. Er impliziert hingegen nicht, daß jede für die Staatsangehörigen 
dieses Staats geltende nationale Regelung, die normalerweise eine Dauertä­
tigkeit von in diesem Staat ansässigen Unternehmen zum Gegenstand hat, in 
vollem Umfang auf zeitlich begrenzte Tätigkeiten angewandt werden 
könnte, die von in anderen Mitgliedstaaten ansässigen Unternehmen ausge­
übt werden. 
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i7 Wie der Gerichtshof in seinem oben angeführten Urteil vom 18. Januar 1979 
ausgeführt hat, sind in Anbetracht der Besonderheiten bestimmter Dienstlei­
stungen solche an den Leistungserbringer gestellten besonderen Anforderun­
gen nicht als mit dem Vertrag unvereinbar anzusehen, die sich aus der An­
wendung von Regelungen für diese Art von Tätigkeiten ergeben. Jedoch darf 
der freie Dienstleistungsverkehr als fundamentaler Grundsatz des Vertrags 
nur durch Regelungen beschränkt werden, die durch das Allgemeininteresse 
gerechtfertigt sind und die für alle im Hoheitsgebiet des genannten Staats 
tätigen Personen oder Unternehmen verbindlich sind, und zwar nur insoweit, 
als dem Allgemeininteresse nicht bereits durch die Rechtsvorschriften Rech­
nung getragen ist, denen der Leistungserbringer in dem Staat unterliegt, in 
dem er ansässig ist. 

ís In diesem Zusammenhang ist festzustellen, daß die Überlassung von Arbeit­
nehmern einen aus beruflicher und sozialer Sicht besonders sensiblen Bereich 
darstellt. Wegen der Besonderheiten der mit dieser Art von Tätigkeit verbun­
denen Arbeitsbeziehungen wirkt sich die Ausübung dieser Tätigkeit unmittel­
bar sowohl auf die Verhältnisse auf dem Arbeitsmarkt als auch auf die be­
rechtigten Interessen der betroffenen Arbeitnehmer aus. Dies ergibt sich im 
übrigen aus den einschlägigen Regelungen bestimmter Mitgliedstaaten, die 
zum einen auf die Verhinderung eventueller Mißbräuche und zum anderen 
auf eine Beschränkung des Bereichs, in dem diese Tätigkeit ausgeübt werden 
darf, oder sogar auf deren völliges Verbot abzielen. 

19 Im einzelnen folgt hieraus, daß es den Mitgliedstaaten freisteht und für sie 
eine legitime, im Allgemeininteresse getroffene politische Entscheidung dar­
stellt, für die Überlassung von Arbeitnehmern in ihrem Hoheitsgebiet eine 
Genehmigungsregelung einzuführen, um die Genehmigung versagen zu 
können, wenn die begründete Befürchtung besteht, daß diese Tätigkeit 
gedeihliche Verhältnisse auf dem Arbeitsmarkt beeinträchtigen würde oder 
daß dabei die Interessen der betroffenen Arbeitnehmer unzulänglich gewahrt 
würden. In Anbetracht der Unterschiede, die zwischen den Arbeitsmarktver­
hältnissen der verschiedenen Mitgliedstaaten bestehen können, sowie ange­
sichts der Verschiedenheit der Beurteilungsmaßstäbe, die an diese Art von 
Tätigkeit angelegt werden, kann dem Mitgliedstaat, in dem die Leistung er­
bracht werden soll, nicht das Recht abgesprochen werden, eine Genehmi­
gung zu verlangen, die unter denselben Voraussetzungen wie für seine eige­
nen Staatsangehörigen erteilt wird. 
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20 Dies ginge jedoch dann über das angestrebte Ziel hinaus, wenn die Anforde­
rungen, von denen die Erteilung einer Genehmigung abhängt, zu einer blo­
ßen Wiederholung der Nachweise und Sicherheiten führen würde, die im 
Staat der Niederlassung verlangt werden. Die Beachtung des Grundsatzes 
des freien Dienstleistungsverkehrs verlangt zum einen, daß der hlitgliedstaat, 
in dem die Leistung erbracht werden soll, bei der Prüfung der Anträge auf 
Genehmigung und bei der Genehmigungserteilung in keiner Weise nach der 
Staatsangehörigkeit oder dem Niederlassungsort des Leistungserbringers un­
terscheidet, und zum andereu, daß er die Nachweise und Sicherheiten be­
rücksichtigt, die der Leistungserbringer bereits für die Ausübung seiner 
Tätigkeit im Mitgliedstaat der Niederlassung beigebracht hat. 

2i Auf die zweite und die dritte Frage des Hoge Raad ist daher zu antworten, 
daß Artikel 59 EWG-Vertrag es einem Mitgliedstaat, der Arbeitnehmerüber­
lassungsunternehmen einer Genehmigungspflicht unterwirft, nicht verbietet, 
einen in einem anderen Mitgliedstaat ansässigen Erbringer. von Dienstleistun­
gen, der diese Tätigkeit in seinem Hoheitsgebiet ausübt, zur Erfüllung dieser 
Voraussetzung zu verpflichten, selbst wenn der Leistungserbringer über eine 
vom Staat der Niederlassung erteilte Genehmigung verfügt; dies gilt jedoch 
nur, wenn der Mitgliedstaat, in dem die Leistung erbracht werden soll, bei 
der Prüfung der Anträge auf Genehmigung und bei der Genehmigungsertei-
lüng in keiner Weise nach der Staatsangehörigkeit oder dem Niederlassungs­
ort des Leistungserbringers unterscheidet und wenn er außerdem die Nach­
weise und Sicherheiten berücksichtigt, die der Leistungserbringer bereits für 
die Ausübung seiner Tätigkeit im Mitgliedstaat der Niederlassung beige­
bracht hat. 

Kosten 

Die Auslagen der niederländischen, der deutschen, der britischen, der fran­
zösischen und der dänischen Regierung sowie der Kommission, die Erklä­
rungen beim Gerichtshof eingereicht haben, sind nicht erstattungsfähig. Für 
die Beteiligten des Ausgangsverfahrens ist das Verfahren vor dem Gerichts­
hof Bestandteil des bei dem nationalen Gericht anhängigen Verfahrens; die 
Kostenentscheidung ist daher Sache dieses Gerichts. 
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Aus diesen Gründen 

hat 

DER GERICHTSHOF 

auf die ihm vom Hoge Raad der Nederlanden mit Urteil vom 9. Dezember 
1980 vorgelegten Fragen für Recht erkannt: 

1. Der in Artikel 60 EWG-Vertrag enthaltene Begriff „Dienstleistun­
gen" umfaßt die Überlassung von Arbeitnehmern im Sinne der „Wet 
op het ter beschikking stellen van arbeidskrachten". 

2. Artikel 59 EWG-Vertrag verbietet es einem Mitgliedstaat, der Arbeit­
nehmerüberlassungsunternehmen einer Genehmigungspflicht unter­
wirft, nicht, einen in einem anderen Mitgliedstaat ansässigen Erbrin­
ger von Dienstleistungen, der diese Tätigkeit in seinem Hoheitsgebiet 
ausübt, zur Erfüllung dieser Voraussetzung zu verpflichten, selbst 
wenn der Leistungserbringer über eine vom Staat der Niederlassung 
erteilte Genehmigung verfügt; dies gilt jedoch nur, wenn der Mit­
gliedstaat, in dem die Leistung erbracht werden soll, bei der Prüfung 
der Anträge auf Genehmigung und bei der Genehmigungserteilung in 
keiner Weise nach der Staatsangehörigkeit oder dem Niederlassungs­
ort des Leistungserbringers unterscheidet und wenn er außerdem die 
Nachweise und Sicherheiten berücksichtigt, die der Leistungserbringer 
bereits für die Ausübung seiner Tätigkeit im Mitgliedstaat der Nieder­
lassung beigebracht hat. 

Mertens de Wilmars Bosco Touffait 

Due Pescatore Mackenzie Stuart O'Keeffe 

Koopmans Everling Chloros Grévisse 

Verkündet in öffentlicher Sitzung in Luxemburg am 17. Dezember 1981. 

Der Kanzler 

A. Van Houtte 

Der Präsident 

J. Mertens de Wilmars 
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